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Marktgemeinde Biedermannsdorf 
Bezirk Mödling 
Niederösterreich 
 

Niederschrift 
 
über die ordentliche Sitzung des Gemeinderates 
 

am Donnerstag, dem 12. September 2013, um 19.00 Uhr, 
 
im Sitzungssaal des Gemeindeamtes der Marktgemeinde Biedermannsdorf 
 
Beginn:  19:00 Uhr  
Ende:   22:16 Uhr 
 
Die Einladung erfolgte mittels Kurrende vom 6. September 2013. 
 
Anwesend waren: 
BGM Beatrix Dalos 
VZBGM Josef Spazierer 
GGR Dr. Marcus Fink 
GGR Hildegard Kollmann 
GGR Manfred Fausik 
GR Gerald Krammer 
GR Josef Haunschmid 
GR Ing. Wolfgang Glasl 
GR Elfriede Hawliczek 
GR Andrea Slapnik 
GR Peter Schiller 
GR Dr. Christoph Luisser 
GR Renate Riechof 
GR Matthias Presolly 
GR Dr. Gschaider 
 
 
 
Entschuldigt abwesend war: 
GGR Ing. Wolfgang Heiss 
GGR Hans Wimmer 
GGR Hans Adam 
GR Evelyne Leibl 
GR Markus Adam 
GR Conny Nadler 
 

 
 

Vorsitzende: 
BGM Beatrix Dalos 

 
Schriftführer: 

Mag. Jörg Hausberger 
 

Die Sitzung war öffentlich. 
Die Sitzung war beschlussfähig. 

 
 
. 
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Tagesordnung: 
1. Begrüßung, Feststellung der Beschlussfähigkeit und Eröffnung 
2. Genehmigung des Sitzungsprotokolls vom 20.6.2013 
3. Bericht der Bürgermeisterin 
4. Aktuelles MZH 
5. Nachtragsvoranschlag 1/2013 
6. Überprüfung Leasingverträge 
7. Vergabe Seniorenwohnungen Perlasgasse 12 
8. Mietvertrag Seniorenräumlichkeiten Perlasgasse 12a 
9. Aufschließungs- und Anschlussabgaben 
10. Gebührenhaushalt 
11. Darlehensaufnahme für ABA Weghubersiedlung, Kegelbahn und Anschlussfinanzierung 

öffentliche Beleuchtung 
12. Annahme Fördervertrag NÖ Wasserwirtschaftsfonds  
13. Gaslieferungsvertrag Bauhof 
14. Subvention Pfadfinderheim Dacherneuerung  
15. Unterstützung FF aus Anlass der 140 Jahrfeier  
16. aO Gesellschafterzuschuss MZH 
17. Schulstarthilfe 2013/2014 
18. Subventionen  
19. Personalangelegenheiten - nicht öffentlicher Teil  
20. Allfälliges 
 
TOP 1: Begrüßung, Feststellung der Beschlussfähigkeit und Eröffnung 
Die Vorsitzende begrüßt die Mitglieder des Gemeinderates und die Zuhörer, stellt die 
Beschlussfähigkeit fest und eröffnet die Sitzung. 
 
Der Tagesordnungspunkt 7 (Vergabe Seniorenwohnung Perlasgasse 12) wird von der 
Vorsitzenden von der Tagesordnung abgesetzt.  
 
 
TOP 2: Genehmigung des Sitzungsprotokolls vom 20.6.2013 
Die Vorsitzende stellt fest, dass gegen das Sitzungsprotokoll der Sitzung vom 20.6.2013 
keine Einwendungen erhoben wurden.  
 
Das Protokoll gilt daher als genehmigt und wird gefertigt.  
 
TOP 3: Bericht der Bürgermeisterin 
a) Strafverfahren Fr. Fenkart: 
Die Verhandlung wurde am 13.8.2013 nicht durchgeführt, da die Richterin erkrankt ist. Lt. 
Schreiben unseres Anwalts dürfte ein Richterwechsel beabsichtigt sein, unser RA rechnet 
mit einem neuen Verhandlungstermin frühestens Ende Oktober 2013.  
 
b) Neue Müllsammelinsel beim Wohnungsprojekt Frieden: 
Nach Verhandlungen mit dem Wohnbauträger konnte erreicht werden, dass uns – als Ersatz 
für die weggefallene Müllsammelinsel – eine neue unmittelbar anschließend an den 
Parkplatz der Wohnungsanlage errichtet wird. Diese wird so dimensioniert, dass die 
gegenüberliegende Müllinsel aufgelassen werden kann.  
Kosten für Gemeinde: keine 
 
c) Aufschließung Obere Krautgärten: 
Es wurden hier ca. 21 Einspruchsschreiben (tlw. von mehreren Personen unterschrieben) 
gegen die geplante Änderung des Flächenwidmungsplans eingebracht, sodass die Änderung 
frühestens im Oktober GR einer Beschlussfassung unterzogen wird. Vorher wird es im 
Rahmen eines Bürgerbeteiligungsverfahrens Gespräche mit den betroffenen Anrainern 
geben, damit auch deren Wünsche und Bedenken entsprechend berücksichtigt werden 
können.  



3 

 
d) Stand Arbeiten Fernwärme: 
Derzeit erfolgt die Trassenverlegung in der Ortsstraße, der Perlasgasse und der Parkstraße.  
 
e) Querungshilfen: 
Um die Verkehrssicherheit zu erhöhen und den RadfahrerInnen zu verdeutlichen, dass bei 
den  Querungshilfen der Nachrang zu beachten ist, wurden diese mit „Haifischzacken“ 
versehen.  
 
f) Radweglückenschluss Hennersdorf: 
Der Radweg ist mittlerweile fertig gestellt und wurde Ende August eröffnet.  
 
g) Kanalsanierung Johanna Kaltner Platz: 
Die Arbeiten beginnen am 19.9.2013 und dauern ca. 2 Wochen. Zu- und Abfahrt für Rotes 
Kreuz ist möglich, ansonsten ist die Nutzung der Garagen sowie die Nutzung zum Halten 
und Parken nicht möglich. Die Anrainer wurden verständigt.  
 
h) Stand Arbeiten Weghubersiedlung 
Asphaltierungsarbeiten Bergfeldstraße sind abgeschlossen.  
Arbeiten in der Lindenstraße wurden abgeschlossen.  
Die Hauptleitung im Bereich Trennbauwerk ist fertig. Die Regenwässer werden nunmehr 
über den neuen Regenwasserkanal und das Trennbauwerk zum alten Pumpwerk bzw. zum 
Krottenbach geführt. 
 
Derzeit werden die Wasserleitung in der Weghuberstraße, die Hausanschlüsse in der 
Enziangasse hergestellt. Pumpwerk sowie die Druckleitung werden 2014 ausgeführt – wie im 
Bauzeitplan vorgesehen. 
 
i) Erneuerung der Gashauptleitung: 
Von 9.9.2013 bis Ende des Jahres werden seitens der EVN in der Lindenstraße, am 
Fliederweg und in der Enziangasse auf einer Gesamtlänge von 540 m die Gashauptleitung 
sowie die Hauszuleitungen erneuert. Halbseitige Sperren sind erforderlich.   
 
j) Ende Dienstverhältnis Manda Pipek: 
Manda Pipek ist seit 1 Jahr im Krankenstand. Da auch keine Besserung in Sicht ist, sie jetzt 
um Invaliditätspension angesucht hat, endet das Dienstverhältnis in Folge 1-jähriger 
Dienstverhinderung mit Ende September 2013.  
Es wird die Ausschreibung erfolgen.  
Bis dahin wird die Firma Bosic die Reinigungsarbeiten übernehmen.  
Vergabe soll im GR November beschlossen werden.  
 
Diskussionen und Wortmeldungen zum Bericht der BGM:  
GR Dr. Luisser fragt, warum das Thema Aufschließung Obere Krautgärten nicht auf der 
Tagesordnung der heutigen Sitzung ist, obwohl seiner Information nach 30 Einsprüche (und 
nicht wie berichtet 21) eingelangt sind.  
Fr. BGM teilt mit, dass derzeit das Verkehrskonzept – entsprechend des Vorbringens in den 
Einsprüchen – überarbeitet wird. Da es daher zu diesem Punkt nichts zu beschließen gibt, 
wurde dieser auch nicht in die Tagesordnung aufgenommen.  
GR Dr. Luisser fordert, dass er in alle Einsprüche Einsicht nehmen und sich auch Kopien 
davon anfertigen kann, sowie diesen Punkt auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung zu 
setzen. Fr. BGM teilt mit, dass nichts gegen die Einsichtnahme spricht, dass er dies aber 
auch schon vor dieser GR Sitzung machen hätte können. Im Übrigen werden die Einsprüche 
auch mit den Einspruchswerbern erörtert und dann neuerlich im Bauausschuss besprochen. 
Sofern eine akzeptable Lösung gefunden wird, die die unterschiedlichen Interessen 
entsprechend berücksichtigt, wird das Thema auf die Tagesordnung der nächsten GR 
Sitzung kommen.  
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GR Dr. Luisser: Er hat in der letzten GR Sitzung von Verunreinigungen und Bränden der 
Müllinsel Eingangs der Weghubersiedlung berichtet - was wurde gemacht, um diese 
Missstände zu beseitigen.  
Fr. BGM teilt mit, dass diese nach Fertigstellung der neuen Müllinsel beim Objekt Frieden 
aufgelassen wird.  
GR Dr. Luisser berichtet weiters, dass ihm von einem Anrainer in der Weghubersiedlung 
mitgeteilt worden sei, dass an einem Freitag Vorbereitungen für die Erneuerung der 
Gasleitung in der Weghubersiedlung getroffen worden seien. Die Arbeiter seien auch am MO 
auf der Baustelle gewesen, hätten aber dann nicht zu arbeiten begonnen. Der Anrainer habe 
dann nach einiger Zeit die Arbeiter gefragt, warum nicht begonnen wird, worauf ihm die 
Auskunft erteilt worden sei, dass die Arbeiten vom VZBGM untersagt worden seien. Er stellt 
die Frage, wer die Kosten dafür trägt.  
Weiters möchte Dr. Luisser wissen, ob es bereits einen neuen Verhandlungstermin in der 
Sache VS gibt.  
Fr. BGM: Es wurde noch kein neuer VH Termin ausgeschrieben.   
GR Dr. Luisser kritisiert, dass diese Causa bereits 1 ½ Jahre dauert, ihm trotz mehrmaliger 
Forderung bisher noch immer keine Einsicht in den Gerichtsakt gewährt worden sei und dass 
ihm auch sonst alle Unterlagen vorenthalten würden, dies unter Berufung auf die 
Amtsverschwiegenheit. Er fordert die Vorlage aller Unterlagen, insbesondere auch jene des 
Steuerberaters, die ebenfalls nicht übermittelt worden seien. Er kritisiert auch, dass noch 
immer keine Inventarliste vorliege, eine abschließende Feststellung des Schadens aber erst 
dann möglich sei, wenn festgestellt wurde, was alles fehlt und was an Sachwerten noch 
vorhanden ist. Befremdlich für ihn sei auch, dass nunmehr von den SchülerInnen ein Beitrag 
von € 15,-- eingehoben werde und stellt die Frage, ob dies dazu gedacht sei, den Schaden 
wieder hereinzubringen.  
Fr. BGM und GGR Kollmann entgegnen, dass dies der normale Werkbeitrag sei, der schon 
immer eingehoben wird und mit dem Bastelmaterialien angekauft werden.  
GGR Fausik hält zu den Einsprüchen bezüglich Aufschließung Obere Krautgärten fest, dass 
er neben GGR Heiss und GR Dr. Gschaider als Vertreter der Gemeinde in die 
Aufschließungsgemeinschaft (ARGE) nominiert wurde und dass schon bei Abschluss der 
Verträge zur Gründung der ARGE ein Forderungskatalog seitens der Gemeinde festgelegt 
wurde, der neben anderen zu lösenden und zu erfüllenden Aufschließungsvoraussetzungen 
auch die Erarbeitung eines Verkehrskonzepts vorsieht. Die Überarbeitung des 
Verkehrskonzepts ist aus 2 Gründen erforderlich: Einerseits, weil erst jetzt die Art der 
Bebauung und die Größe der Baugrundstücke feststeht, und andererseits, weil auf die 
Bedenken in den Einsprüchen einzugehen ist. Es muss eine akzeptable Lösung mit den 
Betroffenen gefunden werden, erst wenn diese vorliegt, soll dieses Thema auf die 
Tagesordnung der GR Sitzung gesetzt werden.  
GR Schiller und Fr. BGM teilen nochmals mit, dass nichts gegen die Einsichtnahme in die 
Einsprüche spricht, auch Kopien können angefertigt werden.  
GGR Fink merkt an, dass alle Einsprüche ernst genommen werden. Es soll letztendlich eine 
Lösung heraus kommen, mit der alle Bürgerinnen und Bürger zufrieden sind.  
Zur Causa Volksschule merkt Fr. BGM nochmals an, dass alle GR Fraktionen im Zuge der 
Besprechung der weiteren Vorgehensweise - nach bekannt werden der Ungereimtheiten -  
Einsicht in die diesbezüglichen Unterlagen erhalten haben, ebenso wie der 
Prüfungsausschuss. Die Endberichte des Steuerberaters wurden dem Obmann des 
Prüfungsausschusses genauso wie seinem Stellvertreter übermittelt.  
GR Dr. Luisser bestreitet das, keine Unterlagen – nicht einmal die Anzeige – seien 
ausgehändigt worden. Es seien ihm lediglich die Unterlagen „Anzeige der Gemeinde“ zum 
Durchlesen gezeigt worden, Kopien seien keine übergeben worden. Der Gemeinderat habe 
seit 1 ½ Jahren kein einziges Blatt Information zur Causa Volksschule erhalten.  
Fr. BGM teilt mit, dass sie bei der Sitzung des Prüfungsausschusses, in dem dieses Thema 
geprüft wurde, selbst anwesend war und allen Mitgliedern des Prüfungsausschusses 
Einsicht in die Unterlagen, inkl. Strafanzeige, gewährt wurde.  
VZBGM Spazierer teilt mit, dass dieser Punkt bereits zum x-ten mal zum Thema gemacht 
wird, obwohl frühzeitig alle Gemeinderatsfraktionen über die Ungereimtheiten informiert und 
in die Festlegung der weiteren Vorgehensweise eingebunden wurden, sich bereits der 
Prüfungsausschuss damit beschäftigt hat und die Ergebnisse im GR erörtert wurden. Auch 
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GR Dr. Luisser hat an der 2. Besprechung teilgenommen. Sowohl der Bezirkshauptmann als 
auch der Bezirksschulinspektor wurden frühzeitig informiert. Seitens der Gemeinde wurde 
alles gemacht, was erforderlich war. Für den Ausfall der Strafverhandlung kann niemand 
etwas. Die Entscheidung liegt nunmehr bei Gericht, nur dieses kann endgültig über Schuld 
oder Unschuld entscheiden, bis dahin gelte die Unschuldsvermutung. GR Dr. Luisser 
entgegnet, dass dem Gericht nur die Klärung der strafrechtlichen Verantwortung obliegt. Die 
endgültige Schadenshöhe sei bis heute nicht bekannt. 
Zur Aufschließung Obere Krautgärten teilt VZBGM Spazierer mit, dass sich der 
Bauausschuss intensiv mit diesem Thema beschäftigt hat. Auch ein Forderungskatalog, der 
von der ARGE bei der Aufschließung verbindlich einzuhalten ist und der auch ein 
Verkehrskonzept umfasst, wurde ausgearbeitet. Die Punkte des Forderungskatalogs müssen 
auch umgesetzt werden, weil diese auch vertraglich vereinbart wurden. Sobald das Thema 
soweit gediehen ist, dass es einer Beschlussfassung im GR unterzogen werden kann, wird 
es auf die Tagesordnung der GR Sitzung genommen. Die Aufschließung der Oberen 
Krautgärten wurde intensiv vorbereitet und war bisher ein langer Prozess, genauso wie die 
Aufschließung der Unteren Krautgärten.  
Zu den Grabarbeiten in der Weghubersiedlung teilt VZBGM Spazierer mit, dass die EVN 
mitgeteilt hat, dass die Sanierung der Gasleitung Anfang Oktober in Angriff genommen wird, 
für einen früheren Baubeginn war keine Bewilligung vorhanden. Im Zuge der mit der EVN 
wöchentlich stattfindenden Baubesprechungen wurde dies auch erörtert. Dabei wurde 
festgelegt, dass sich die beiden Baufirmen – Leyrer & Graf (Auftraggeber Gemeinde) sowie 
Seidl  (Auftraggeber EVN) – entsprechend akkordieren müssen, um 
Verkehrsbeeinträchtigungen durch paralleles Arbeiten der beiden Firmen zu vermeiden. Da 
die Sanierung der Gasleitung durch die EVN in Auftrag gegeben wurde, sind der Gemeinde 
auch keine Kosten entstanden.  
GR Krammer fordert, dass bezüglich „Verkehrskonzept Obere Krautgärten“ mit allen 
Betroffenen Gespräche geführt werden und keine Entscheidungen im „stillen Kämmerlein“ 
getroffen werden. Wichtig erscheinen ihm dabei „kurze Verkehrswege“, um zusätzliche 
Fahrten, die nicht notwendig sind, zu vermeiden. Es muss jedenfalls sichergestellt werden, 
dass möglichst wenige Fahrten zusätzlich anfallen. Er bringt den Vorschlag eines  
Sammelzuges in die Diskussion ein, der am besten mit Sonnenenergie betrieben werden 
könnte. Er möchte als unabhängiger Moderator an den Besprechungen teilnehmen.  
Fr. BGM teilt mit, dass es keine Entscheidungsfindung „im stillen Kämmerlein“ geben wird, 
sondern alle Einspruchswerber zu einer gemeinsamen Erörterung des Verkehrskonzepts 
eingeladen werden.  
GR Krammer bekrittelt, dass er trotz mehrfacher Zusage nicht zur Finanzausschusssitzung 
eingeladen wurde. Fr. BGM und GGR Dr. Fink teilen mit, dass vorgesehen war, ihn 
einzuladen. Da aber bekannt wurde, dass er auf Urlaub ist, wurde die Einladung nicht an ihn 
verschickt.  
Weiters kritisiert GR Krammer, dass er sich noch an die Aufschließung der Unteren 
Krautgärten erinnert. Der damalige Grundsatzbeschluss sei im Gemeinderat ohne große 
Diskussion gefasst worden, im vorbereitenden Bauausschuss sei nur monologartig darüber 
berichtet worden.  
GGR Fausik merkt zur Diskussion über die Aufschließung der Oberen Krautgärten kritisch 
an, dass man sich dabei nur auf das Verkehrskonzept fokussiere, dass aber auch noch viele 
andere wichtige Fragen einer Lösung zugeführt werden müssen. Vieles davon ist aber im 
Rahmen der Detailplanung – wie im Forderungskatalog der Gemeinde, der Teil der Verträge 
mit der ARGE ist, festgelegt wurde – zu erarbeiten und kann nicht in die Grundlagenplanung 
einfließen.  
GR Dr. Luisser kritisiert, dass mit der ARGE ein Gremium eingerichtet wurde, indem Themen 
besprochen werden, die eigentlich im Gemeinderat bzw. im Bauausschuss zu behandeln 
seien. Er fordert daher, dass alle GR zu den ARGE Sitzungen geladen werden.  
GR Schiller erwidert, dass die Fraktion der FPÖ einen Vertreter nominiert hat und damit auch 
im Rahmen der ARGE vertreten ist, sodass auch die Mandatare der FPÖ Zugang zu allen 
Informationen haben.  
GR Dr. Luisser merkt zur Causa VS an, das es nicht um eine Vorverurteilung gehe, sondern 
um die Ermittlung des Schadens, der noch immer nicht bekannt sei. Wenn behauptet wird, 
dass die Anzeige und die anderen VS-Unterlagen ihm oder dem GR ausgehändigt worden 
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seien, so sei das eine glatte „Lüge“. In der letzten GR Sitzung wurde die Vorlage der 
Abschlussberichte des Steuerberaters zugesagt und mitgeteilt, dass das Inventarverzeichnis 
bis auf die Bücher fertig ist. Weiters kritisiert er nochmals, dass die Überweisung der Gelder 
ohne formellen Beschluss des GR veranlasst worden sei.  
GR Presolly und Fr. BGM entgegnen, dass über die Beschlusslage ausführlich berichtet 
wurde, sowohl in der Prüfungsausschusssitzung als auch im GR. GR Dr. Gschaider hat auch 
die Abschlussberichte des Steuerberaters erhalten.  
Zur Beschlusslage verweist Fr. BGM nochmals darauf, dass die Einräumung eines eigenen 
Budgets für die VS im zuständigen Ausschluss diskutiert und von diesem schließlich auch 
vorgeschlagen wurde. Im Rahmen des Budgetbeschlusses wurde dies schließlich mit 
beschlossen. Darüber waren sich damals alle im GR vertretenen Parteien einig.   
GR Luisser widerspricht dem und kritisiert überdies, das auch der Informationsfluss zu spät 
erfolgt sei. Erst Monate nachdem man Hinweise auf ein mögliches Fehlverhalten gehabt 
habe, sei der GV informiert worden.  
Fr. BGM entgegnet, dass der GV bereits im September, nachdem über den Sommer 
vermehrt Mahnungen von Inkassobüros eingelangt sind, informiert und anschließend 
regelmäßig auf dem Laufenden gehalten wurde.  
GR Dr. Gschaider teilt mit, dass dem Prüfungsausschuss im Rahmen der Sitzung die 
Unterlagen in dieser Causa zur Einsichtnahme vorgelegt wurden. Unterlagen wurden keine 
ausgehändigt. Dies auch aufgrund des Ersuchens vom Steuerberater, da das damals 
vorliegende Ergebnis als „vorläufiges“ und „vertrauliches“ bezeichnet war.  
GR Schiller verweist auf die Berichte im Prüfungsausschuss und die vollständige Darstellung 
der nicht belegbaren Ausgaben. Dieser Prüfbericht wurde auch im GR erörtert, sodass der 
GR vollständig informiert wurde. Mit den angeführten Beträgen hat sich die Gemeinde dem 
Strafverfahren als Privatbeteiligte angeschlossen.  
GR Krammer merkt zur Causa VS an, dass dies bedauerlicherweise passiert ist und auch 
vollständig aufgeklärt gehört. Dies obliegt aber nun den zuständigen Gerichten. Man soll 
aber endlich damit aufhören, diese Sache ohne Rücksicht auf die Person zu diskutieren, da 
diese auch viel Positives in der VS bewegt habe.  
GR Ing. Glasl kritisiert, dass durch die wiederholten, gleich lautenden Unterstellungen 
lediglich versucht wird, daraus einen parteipolitischen Skandal zu machen. Fakt sei jedoch, 
dass von Anfang an mit offenen Karten gespielt wurde und nichts verheimlicht wurde.   
 
 
TOP 4: Aktuelles MZH: 
 
GR Schiller berichtet über den Stand der Sanierungsarbeiten Kegelbahn. Eine Verzögerung 
um 2 Wochen ist eingetreten, weil technische Geräte nicht sofort geliefert werden konnten.  
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TOP 5: Nachtragsvoranschlag 1/2013: 
 
Der Entwurf des Nachtragsvoranschlages 1/2013 lag in der Zeit von 29.8.2013 bis 12.9.2013 
während der Amtsstunden im Gemeindeamt der Marktgemeinde Biedermannsdorf zur 
öffentlichen Einsichtnahme auf. Es wurde eine Stellungnahme abgegeben. 
 
Der Nachtragsvoranschlag wurde im zuständigen Finanzausschuss am 5.9.2013 erörtert und 
in der heutigen Sitzung von GGR Dr. Fink nochmals erläutert.  
 
Antrag: 
GGR Dr. Fink beantragt, den Nachtragsvoranschlag 1/2013 wie aufgelegt zu beschließen. 
 
Wortmeldungen:  GR Dr. Gschaider, GR Krammer, GGR Dr. Fink, GR Schiller, GR Dr. 

Luisser, VZBGM, GGR Fausik, GR Glasl;  
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat fasst den Beschluss, den Nachtragsvoranschlag 1/2013 wie aufgelegt zu 
beschließen. 
 
Abstimmungsergebnis:  mit Stimmenmehrheit angenommen 
dafür:    13    
dagegen:   1 (GR Dr. Gschaider)   
Stimmenthaltungen:  0  
 
Anmerkung: GR Dr. Luisser war bei der Abstimmung nicht im Saal anwesend.  
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TOP 6: Überprüfung Leasingverträge: 
 
Seitens der Marktgemeinde Biedermannsdorf wurden folgende Investitionen 
leasingfinanziert:  

 
Investition  Leasinggeber  Laufzeit  Gesamtinvestitionskosten 
Neubau Feuerwehr NÖ-KL   1996-2016  € 1.042.612,66 
Neubau Bauhof NÖ-KL   1996-2016  €    914.153,97 
Kehrmaschine  BAWAG  2009-2014  €    121.999,20 
Volksschule  VB Leasing  2011-2016  €      14.250,-- 
 
In Gesprächen mit anderen Gemeinden wurde uns mitgeteilt, dass tlw. nicht alle Verträge 
ordnungsgemäß berechnet wurden. Daraufhin sind wir durch Recherchen auf die Firma 
Kommunal Beratung  gestoßen, die eine kostenlose Überprüfung von 
Leasingfinanzierungsmodellen anbietet. Ein anteiliges Honorar wird nur dann fällig, wenn ein 
Differenzbetrag zugunsten der Gemeinde festgestellt und auch durchgesetzt wird.  
Diese Überprüfung wird daher auch für die oben angeführten Leasingverträge 
vorgeschlagen.  
Das Anbot lautet wie Folgt:  
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Folgende Verträge liegen zur Beschlussfassung vor:  
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Antrag: 
GGR Dr. Fink stellt den Antrag, die Firma Kommunal-Beratung mit der kostenlosen 
Überprüfung der lfd. Leasinggeschäfte zu betrauen und dem Abschluss des vorgetragenen 
Vertrages (nicht aber dem Zessionsvertrag) die Zustimmung zu erteilen.  
 
Wortmeldungen:  GR Dr. Gschaider, GGR Dr. Fink, GR Dr. Luisser,   
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, die Firma Kommunal-Beratung mit der kostenlosen 
Überprüfung der lfd. Leasinggeschäfte zu betrauen und dem Abschluss des vorgetragenen 
Vertrages (nicht aber dem Zessionsvertrag) die Zustimmung zu erteilen. 
 
Abstimmungsergebnis:  einstimmig 
dafür:    14  
dagegen:    0   
Stimmenthaltungen:   0  
 
Anmerkung: GR Schiller war bei der Abstimmung nicht im Saal anwesend.  
 
 
TOP 7. Wohnungsvergabe Seniorenwohnungen Perlasgasse 12/TOP 1 
 
Wurde zu Beginn der Sitzung von der Tagesordnung abgesetzt.  
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TOP 8:  Mietvertrag Seniorenräumlichkeiten Perlasgasse 12a 
 
Es liegt folgender Mietvertrag zur Beschlussfassung vor, wobei folgende Räumlichkeiten 
angemietet werden:  
Gemeinschaftsraum 1  ca. 68 m2 

Gemeinschaftsraum 2  ca. 68 m2 

Gemeinschaftsküche  ca. 16 m2 
Betreuungsraum 1  ca. 17 m2 
Betreuungsraum 3  ca. 14 m2 
Betreuungsraum 4  ca. 14 m2 
2. Sanitäranlagen  ca. 17 m2 

Garderobe   ca.   9 m2 

Sitznische   ca.13 m2 
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Antrag: 
VZBGM Spazierer stellt den Antrag, dem vorliegenden Mietvertrag die Zustimmung zu 
erteilen, wobei die Raumflächen der angemieteten Räumlichkeiten noch detailliert 
aufgeschlüsselt und die Kosten für die Durchführung des Winterdienstes eingefordert werden 
sollen. 
 
Wortmeldungen:  GR Dr. Luisser, GR Schiller, VZBGM 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, dem vorliegenden Mietvertrag die Zustimmung zu erteilen, 
wobei die Raumflächen der angemieteten Räumlichkeiten noch detailliert aufgeschlüsselt 
und die Kosten für die Durchführung des Winterdienstes eingefordert werden sollen. 
 
Abstimmungsergebnis:  einstimmig 
dafür:    15     
dagegen:    0     
Stimmenthaltungen:   0      
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TOP 9: Aufschließungs- und Anschlussabgaben 
 
In den Monaten Mai/Juni 2012 hat eine Gebarungsprüfung der NÖ Landesregierung 
stattgefunden. 
Empfehlung zu Aufschließungsabgaben  
Unter Punkt 3. Abgaben, Steuern und Gebühren – Unterpunkt 3.1 Aufschließungsabgaben 
wurde durch die Gemeindeaufsicht folgendes festgestellt  
„Der Einheitssatz zur Berechnung der Aufschließungsabgabe beträgt seit 1. Oktober 2007 € 
430,--. Vorher betrug er sechs Jahre hindurch € 360,--.“ 
 
Die Empfehlung der Gemeindeaufsicht im Prüfbericht lautete: 
„Da sich der Baukostenindex (und auch der Verbraucherpreisindex) laufend erhöht, sollte der 
zur Einheitssatz zur Berechnung der Aufschließungsabgabe in kurzen Abständen neu 
berechnet bzw. angepasst werden.“ 
 
Bereits damals wurde seitens der Gemeinde zu dieser Empfehlung folgende Stellungnahme 
abgegeben:  
„Die Empfehlung wird zur Kenntnis genommen. Ein Vergleich mit anderen Gemeinden des 
Bezirks Mödling zeigt aber auch, dass sich die Höhe der Aufschließungsabgabe im Mittelfeld 
bewegt. Nichts desto trotz wird, nachdem wieder ein Zeitraum von 6 Jahren vergangen ist, 
im nächsten Jahr über eine Anpassung der Abgabe nachgedacht werden und dies mit den 
anderen im Gemeinderat vertretenen Parteien diskutiert werden.“ 
 
Empfehlung zu Wasseranschlussabgabe 
Feststellung der Gemeindeaufsicht:  
„Der Einheitssatz zur Berechnung der Wasseranschlussabgabe wurde vom seit 
1. August 1991 geltenden Einheitssatz in der Höhe von € 4,36 per 1. Oktober 2007 auf € 
5,20 angehoben.“ 
 
Die Empfehlung der Gemeindeaufsicht im Prüfbericht lautete: 
„Der Einheitssatz sollte nach 4,5 Jahren wieder valorisiert werden. Die letzte Erhöhung 
erfolgte erst nach 16 Jahren. So lange sollte angesichts der laufenden Geldentwertung nicht 
zugewartet werden. Das Höchstausmaß von 5 % des Laufmeterpreises wurde nicht 
ausgenützt. Die aktuellen Baukostensummen und Rohrnetzlängen sind mit der Abteilung 
Siedlungswasserwirtschaft abzustimmen.“ 
 
Bereits damals wurde seitens der Gemeinde zu dieser Empfehlung folgende Stellungnahme 
abgegeben:  
„Die Empfehlung wird zur Kenntnis genommen. Über eine Anpassung wird im nächsten Jahr 
nachgedacht und dies mit den anderen im Gemeinderat vertretenen Parteien diskutiert 
werden, wobei auch berücksichtigt werden wird, dass der Einheitssatz im Vergleich zu 
anderen Gemeinden des Bezirks im untersten Bereich angesiedelt ist.  
Eine generelle Flächenerhebung aller an den Kanal und an die Gemeindewasserleitung 
angeschlossenen Liegenschaften wurde bisher nicht durchgeführt.“ 
 
Seitens des gemeindeeigenen Prüfungsausschusses wurde ebenfalls die Empfehlung 
ausgesprochen, die Aufschließungsabgabe zu erhöhen.     
 
Der Baukostenindex hat sich seit 2007 um ca. 22 % erhöht, sodass – um einen vollen 
Ausgleich der Preissteigerung herbeizuführen – die Abgaben auf die in der nachstehenden 
Tabelle angeführten Werte zu erhöhen wären. Diese Tabelle bietet gleichzeitig einen 
Vergleich zu den Aufschließungs- und Anschlussabgaben der anderen Gemeinden.  
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Es liegen folgende Verordnungen zur Beschlussfassung vor:  

I) Verordnung  der Marktgemeinde Biedermannsdorf über die Festsetzung des 
Einheitssatzes zur Errechnung der Aufschließungsabgabe gemäß § 38 Abs. 6 NÖ 
Bauordnung  
„Der Gemeinderat der Marktgemeinde Biedermannsdorf hat in der Sitzung am 12.9.2013 
aufgrund § 38 Abs. 6 NÖ Bauordnung 1996, LGBl. 8200 idgF., folgende Verordnung 
beschlossen: 

 
Verordnung gemäß § 38 Abs. 6 NÖ Bauordnung 1996 

über die Festsetzung der Höhe des Einheitssatzes 
 

§ 1 
Höhe des Einheitssatzes 

Die Höhe des Einheitssatzes wird mit € 534,06 festgesetzt.  
 

§ 2  
In-Kraft-treten  

(1) Diese Verordnung tritt mit dem Monatsersten, der dem Ablauf der zweiwöchigen 
Kundmachungsfrist zunächst folgt, in Kraft.  
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(2) Auf Abgabentatbestände, die vor Inkrafttreten dieser Verordnung verwirklicht wurden, ist 
der bis dahin geltende Einheitssatz der Berechnung der Aufschließungsabgabe zugrunde zu 
legen.“ 
 

II) Änderung der Kanalabgabenordnung der Marktgemeinde Biedermannsdorf  

„Der Gemeinderat der Marktgemeinde Biedermannsdorf hat in seiner Sitzung am 12.9.2013 
beschlossen, die Kanalabgabenordnung der Marktgemeinde Biedermannsdorf vom 
25.11.2010, idF. vom 22.3.2012 wie folgt zu ändern:   

§ 2 lautet neu: 
„§ 2  

A. Einmündungsabgabe für den Anschluss an einen öffentlichen Schmutzwasserkanal  
(1) Der Einheitssatz für die Berechnung der Kanaleinmündungsabgaben für die Einmündung 
in den öffentlichen Schmutzwasserkanal wird gemäß § 3 Abs. 3 des NÖ Kanalgesetzes 1977 
mit € 18,68 festgesetzt.  
(2) Gemäß § 6 Abs. 2 des NÖ Kanalgesetzes 1977 wird für die Ermittlung des Einheitssatzes 
(Abs. 1) eine Baukostensumme von € 9.075.024,90,-- und eine Gesamtlänge des 
Schmutzwasserkanalnetzes von lfm 14.794 zugrunde gelegt. 
 
B. Einmündungsabgabe für den Anschluss an den öffentlichen Regenwasserkanal  
(1) Der Einheitssatz für die Berechnung der Kanaleinmündungsabgabe für die Einmündung 
in den öffentlichen Regenwasserkanal wird gemäß § 3 Abs. 3 des NÖ Kanalgesetzes 1977 
mit € 4,51 festgesetzt.  
(2) Gemäß § 6 Abs. 2 des NÖ Kanalgesetzes1977 wird für die Ermittlung des Einheitssatzes 
(Abs. 1) eine Baukostensumme von € 1.305.329,85 und eine Gesamtlänge des 
Regenwasserkanalnetzes von lfm 11.790 zugrunde gelegt.“  

 
§ 9 lautet neu: 

„§ 9  
Schlussbestimmungen  

(1) Die Änderungen der Kanalabgabenordnung treten mit dem Monatsersten, der dem Ablauf 
der zweiwöchigen Kundmachungsfrist zunächst folgt (§ 11 NÖ Kanalgesetz 1977), in Kraft.  
(2) Auf Abgabentatbestände für Kanaleinmündungsabgaben, Ergänzungsabgaben und 
Sonderabgaben sowie für Kanalbenützungsgebühren, die vor Inkrafttreten dieser 
Verordnung verwirklicht wurden, sind die bis dahin geltenden Abgaben- und Gebührensätze 
anzuwenden.“ 

 
III) Änderung der Wasserabgabenordnung der Marktgemeinde Biedermannsdorf 
„Der Gemeinderat der Marktgemeinde Biedermannsdorf hat in seiner Sitzung am 12.9.2013 
beschlossen, die Wasserabgabenordnung der Marktgemeinde Biedermannsdorf vom 
13.9.2007 idF. vom 16.9.2010, wie folgt zu ändern:   
 

§ 2 lautet neu: 
„§ 2 Wasseranschlussabgabe 
(1) Der Einheitssatz zur Berechnung der Wasseranschlussabgabe für den Anschluss an die 
öffentliche Gemeindewasserleitung wird gemäß § 6 Abs. 5 des NÖ 
Gemeindewasserleitungsgesetzes 1978 mit € 6,46 festgesetzt. 
(2) Gemäß § 6 Abs. 5 und 6 des NÖ Gemeindewasserleitungsgesetzes 1978 wird für die 
Ermittlung des Einheitssatzes eine Baukostensumme von € 2.972.351,71 und eine 
Gesamtlänge des Rohrnetzes von 18.698 lfm zu Grunde gelegt.“ 

§ 10 lautet neu:  
„§ 10 In-Kraft-treten 
Die Änderungen treten mit dem Monatsersten, der dem Ablauf der zweiwöchigen 
Kundmachungsfrist zunächst folgt, in Kraft. Auf Abgabentatbestände, die vor dem 
Inkrafttreten dieser Verordnung verwirklicht wurden, ist der bisher geltende Abgabensatz 
anzuwenden.“ 
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Antrag: 
GGR Dr. Fink stellt den Antrag, die Verordnung gemäß § 38 Abs. 6 NÖ Bauordnung  
über die Festsetzung der Höhe des Einheitssatzes sowie die Änderung der 
Kanalabgabenordnung und  der Wasserabgabenordnung der Marktgemeinde 
Biedermannsdorf wie vorgetragen zu beschließen.  
 
Wortmeldungen: GR Dr. Luisser, GGR Fausik, GGR Dr. Fink, GR Krammer, GR Glasl 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, die Verordnung gemäß § 38 Abs. 6 NÖ Bauordnung  
über die Festsetzung der Höhe des Einheitssatzes sowie die Änderung der 
Kanalabgabenordnung und  der Wasserabgabenordnung der Marktgemeinde 
Biedermannsdorf wie vorgetragen zu beschließen.  
 
 
Abstimmungsergebnis:  mit Stimmenmehrheit angenommen 
dafür:    13   
dagegen:    2 (GR Dr. Gschaider, GR Dr. Luisser)    
Stimmenthaltungen:   0   
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TOP 10: Gebührenhaushalt 
 
Gebühren, die für die Benutzung von Gemeindeeinrichtungen, Gemeindeanlagen oder 
Einrichtungen für die Erfüllung öffentlicher Versorgungsaufträge einzuheben sind, sind von 
der Gemeinde so festzusetzen, dass zumindest Kostendeckung gegeben ist (sog. 
Äquivalenzprinzip).  
 
Auch die Gemeindeaufsicht weist in diesem Zusammenhang immer wieder darauf hin. Auch 
im Zuge der letzten Gebarungseinschau wurde die Empfehlung ausgesprochen, die 
Gebühren so festzulegen, dass diese Kostendeckung erreicht wird, insb. im Zusammenhang 
mit den Müllgebühren bzw. Friedhofsgebühren.  
Davon ist in weiterer Folge oftmals auch die Gewährung von Bedarfszuweisungen abhängig, 
da diese nur dann gewährt werden, wenn an diesen ein Bedarf besteht, wovon die 
Gemeindeabteilung aber dann nicht ausgeht, wenn zu geringe Gebühren festgesetzt 
werden, die die Ausgaben nicht decken.  
 
 
Antrag: 
GGR Dr. Fink stellt den Antrag, den Grundsatzbeschluss zu fassen, die Gebühren jährlich 
um einen an den Verbraucherpreisindex orientierten Faktor anzupassen.  
 
Gegenantrag GR Krammer:  
GR Krammer stellt den Antrag, den Grundsatzbeschluss zu fassen, die Gebühren jährlich 
um einen am halben Verbraucherpreisindex orientierten Faktor anzupassen.  
 
Wortmeldungen: GR Dr. Luisser, GGR Fausik, BGM, GR Schiller, GGR Dr. Fink, GR 

Glasl, GR Krammer; 
 
Die Vorsitzende lässt in der angeführten Reihenfolge über die Anträge abstimmen:  
1) Gegenantrag GR Krammer:  
 
Abstimmungsergebnis:  mit Stimmenmehrheit abgelehnt 
dafür:    1 (GR Krammer)  
dagegen:    14     
Stimmenthaltungen:   0   
 
2) Antrag GGR Dr. Fink: 
 
Abstimmungsergebnis:  mit Stimmenmehrheit angenommen 
dafür:    12  
dagegen:    2 (GR Dr. Gschaider, GR Dr. Luisser)    
Stimmenthaltungen:   1 (GR Krammer)   
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat fasst den Grundsatzbeschluss, die Gebühren jährlich um einen an den 
Verbraucherpreisindex orientierten Faktor anzupassen.  
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TOP 11: Darlehensaufnahme für ABA Weghubersiedlung, Kegelbahn und 
Anschlussfinanzierung öffentliche Beleuchtung 
Projekte des aO Haushalts – wie im Folgenden angeführt – werden, sofern diese nicht aus 
dem Budgetüberschuss des Vorjahres bzw. aus Rücklagenauflösung finanziert werden, tlw. 
auch darlehensfinanziert.  
Von nachstehenden Kreditinstituten wurden jeweils Darlehensanbote für jene Geldmittel, die 
nicht aus dem Überschuss bzw. aus Rücklagenauflösung aufgebracht werden, eingeholt.  
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Anträge: 
I) Darlehensaufnahme ABA Sanierung Weghubersiedelung 
GGR Fink stellt den Antrag, das Darlehen für das Projekt „ABA Sanierung 
Weghubersiedlung“ in Höhe von € 350.000,--, mit einer Laufzeit von 10 Jahren und variabler 
Verzinsung bei der RAIBA Mödling, Zweigstelle Biedermannsdorf, aufzunehmen.  
 
Wortmeldungen:   GR Dr. Luisser, GR Schiller, GGR Dr. Fink 
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Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, das Darlehen für das Projekt „ABA Sanierung 
Weghubersiedlung“ in Höhe von € 350.000,--, mit einer Laufzeit von 10 Jahren und variabler 
Verzinsung bei der RAIBA Mödling, Zweigstelle Biedermannsdorf, aufzunehmen.  
 
Abstimmungsergebnis:  einstimmig 
dafür:    14      
dagegen:    0     
Stimmenthaltungen:   0 
 
Anmerkung: GR Krammer war bei der Abstimmung über den Antrag nicht im Saal 
anwesend.   
 
II) „Anschlussfinanzierung Öffentliche Beleuchtung“, Laufzeit 10 Jahre 
GGR Fink stellt den Antrag, das Darlehen für das Projekt „Anschlussfinanzierung Öffentliche 
Beleuchtung“ in Höhe von € 130.000,--, mit einer Laufzeit von 10 Jahren und variabler 
Verzinsung bei der RAIBA Mödling, Zweigstelle Biedermannsdorf, aufzunehmen.  
 
Wortmeldungen:   GR Dr. Luisser, GR Schiller, GGR Dr. Fink 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, das Darlehen für das Projekt „Anschlussfinanzierung 
Öffentliche Beleuchtung“ in Höhe von € 130.000,--, mit einer Laufzeit von 10 Jahren und 
variabler Verzinsung bei der RAIBA Mödling, Zweigstelle Biedermannsdorf, aufzunehmen.  
 
Abstimmungsergebnis:  mit Stimmenmehrheit angenommen 
dafür:    12      
dagegen:    0    
Stimmenthaltungen:   2 (GR Dr. Gschaider, GR Dr. Luisser)  
 
Anmerkung: GR Krammer war bei der Abstimmung über den Antrag nicht im Saal 
anwesend. 
 
III) „Anschlussfinanzierung Öffentliche Beleuchtung“, Laufzeit 15 Jahre 
GGR Fink stellt den Antrag, das Darlehen für das Projekt „Anschlussfinanzierung Öffentliche 
Beleuchtung“ in Höhe von € 300.000,--, mit einer Laufzeit von 15 Jahren und variabler 
Verzinsung bei der RAIBA Mödling, Zweigstelle Biedermannsdorf, aufzunehmen.  
 
Wortmeldungen:   GR Dr. Luisser, GR Schiller, GGR Dr. Fink 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, das Darlehen für das Projekt „Anschlussfinanzierung 
Öffentliche Beleuchtung“ in Höhe von € 300.000,--, mit einer Laufzeit von 15 Jahren und 
variabler Verzinsung bei der RAIBA Mödling, Zweigstelle Biedermannsdorf, aufzunehmen.  
 
Abstimmungsergebnis:  mit Stimmenmehrheit angenommen 
dafür:    12      
dagegen:    0    
Stimmenthaltungen:   2 (GR Dr. Gschaider, GR Dr. Luisser)  
 
Anmerkung: GR Krammer war bei der Abstimmung über den Antrag nicht im Saal 
anwesend. 
 
IV) „Kegelbahnsanierung“ 
GGR Fink stellt den Antrag, das Darlehen für das Projekt „Kegelbahnsanierung“ in Höhe von 
€ 180.000,--, mit einer Laufzeit von 10 Jahren und variabler Verzinsung bei der RAIBA 
Mödling, Zweigstelle Biedermannsdorf, aufzunehmen.  
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Wortmeldungen:   GR Dr. Luisser, GR Schiller, GGR Dr. Fink 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, das Darlehen für das Projekt „Kegelbahnsanierung“ in Höhe 
von € 180.000,--, mit einer Laufzeit von 10 Jahren und variabler Verzinsung bei der RAIBA 
Mödling, Zweigstelle Biedermannsdorf, aufzunehmen.  
 
Abstimmungsergebnis:  mit Stimmenmehrheit angenommen 
dafür:    12      
dagegen:    2 (GR Dr. Gschaider, GR Dr. Luisser)    
Stimmenthaltungen:   0  
  
 
Anmerkung: GR Krammer war bei der Abstimmung über den Antrag nicht im Saal 
anwesend. 
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TOP 12: Annahme Fördervertrag NÖ Wasserwirtschaftsfonds  
 
Im Zuge der Neuerrichtung der Wasserleitung in der Weghubersiedlung wurden 
Förderanträge beim Bund und beim Land eingebracht. Seitens des Bundes wurden die 
Fördermittel zuerkannt. Nunmehr werden auch Fördermittel aus dem NÖ 
Wasserwirtschaftsfonds zugesichert. Die Konditionen lauten wie folgt:  
 

 

 

 



24 

 

 
 

 
 



25 

 

 



26 

 

 

 



27 
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Antrag: 
VZBGM Spazierer stellt den Antrag, dem Abschluss des vorliegenden Fördervertrages des 
NÖ Wasserwirtschaftsfonds die Zustimmung zu erteilen. 
 
Wortmeldungen:   keine 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, dem Abschluss des vorliegenden Fördervertrages des NÖ 
Wasserwirtschaftsfonds die Zustimmung zu erteilen. 
 
Abstimmungsergebnis:  einstimmig 
dafür:    15      
dagegen:    0     
Stimmenthaltungen:   0 
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TOP 13: Gaslieferungsvertrag Bauhof 
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Antrag: 
VZBGM Spazierer stellt den Antrag, dem Abschluss des vorgetragenen 
Energieliefervertrages – Erdgas die Zustimmung zu erteilen.  
 
Wortmeldungen:   keine 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, dem Abschluss des vorgetragenen Energieliefervertrages – 
Erdgas die Zustimmung zu erteilen.  
 
Abstimmungsergebnis:  einstimmig 
dafür:    14     
dagegen:   0   
Stimmenthaltungen:  0  
Anmerkung: GGR Dr. Fink war bei der Abstimmung nicht im Raum anwesend. 
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TOP 14: Subvention Pfadfinderheim Dacherneuerung  
Die Obfrau der PfadfinderInnen Biedermannsdorf hat mitgeteilt, dass das Dach des 
Pfadfinderheims teilweise undicht ist. Die Kosten für die notwendigen Renovierungsarbeiten 
belaufen sich lt. Anbot der Firma Lulei auf ca. € 1.365,60 inkl. USt.  
 
Seitens der Obfrau wird um entsprechende Unterstützung durch die MG Biedermanndorf 
ersucht.  
 
Der GV hat in der Sitzung am 18.7.2013 einvernehmlich folgenden Beschluss gefasst: 
„Der Gemeindevorstand beschließt, dem Gemeinderat zu empfehlen den PfadfinderInnen 
Biedermannsdorf für die Dachrenovierung eine Subvention in Höhe von € 1.365,60 zu 
gewähren.“  
 
 
Antrag: 
VZBGM Spazierer stellt den Antrag, den PfadfinderInnen Biedermannsdorf für die 
Dachrenovierung eine Subvention in Höhe von € 1.365,60 inkl. USt. zu gewähren. 
 
Wortmeldungen:  GR Haunschmid 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, den PfadfinderInnen Biedermannsdorf für die Dachrenovierung 
eine Subvention in Höhe von € 1.365,60 inkl. USt. zu gewähren. 
 
Abstimmungsergebnis:  einstimmig 
dafür:    14     
dagegen:   0   
Stimmenthaltungen:  0  
  

 
Anmerkung: GGR Dr. Fink war bei der Abstimmung nicht im Raum anwesend. 
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TOP 15: Unterstützung FF aus Anlass der 140 Jahrfeier  
 
Unsere Freiwillige Feuerwehr feiert am 9.11.2013 ihr 140-jähriges Bestehen. Zu diesem 
Jubiläum wird eine Festschrift heraus gegeben. In dieser werden die Chronik der Freiwilligen 
Feuerwehr, viel Wissenswertes und die aktuellen Rettungsmöglichkeiten ausführlich 
beschrieben. Die Gemeinde wird ersucht, die Herausgabe der Festschrift in Form einer 
Anzeige zu unterstützen. 
 
Der GV hat in der Sitzung am 18.7.2013 einvernehmlich folgenden Beschluss gefasst: 
„Der Gemeindevorstand beschließt, dem Gemeinderat zu empfehlen der FF 
Biedermannsdorf eine Subvention in Höhe von € 500,-- als Druckkostenbeitrag für die 
Festschrift zu gewähren.“ 
 
Antrag: 
VZBGM Spazierer stellt den Antrag, der FF Biedermannsdorf eine Subvention in Höhe von  
€ 500,-- als Druckkostenbeitrag für die Festschrift zu gewähren. 
 
 
Wortmeldungen:  keine 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, der FF Biedermannsdorf eine Subvention in Höhe von  
€ 500,-- als Druckkostenbeitrag für die Festschrift zu gewähren. 
 
 
Abstimmungsergebnis:  einstimmig 
dafür:    14     
dagegen:   0   
Stimmenthaltungen:  0  
  

 
Anmerkung: GGR Dr. Fink war bei der Abstimmung nicht im Raum anwesend. 
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TOP 16: aO Gesellschafterzuschuss MZH 
 
In der Prüfungsausschusssitzung am 4.6.2013 wurde im Rahmen des 
Tagesordnungspunktes 4 „Jubiläumshalle - Aus- und Zubau, Projektstand und Kostenverlauf 
gegenüber genehmigten Plänen“ folgendes festgehalten:  
 
„Dr. Graf empfiehlt, zum Ausgleich der im Jahr 2012 entstandenen Umsatzrückgänge und 
als Beitrag zu den nicht genau getroffenen Abgrenzungen, welche Investitionskosten von der 
MZH und welche von der Gemeinde als Verpächterin zu tragen sind, der MZH einen 
einmaligen Sonderzuschuss in Höhe von € 75.000,-- zu gewähren.  
Mit Herstellung dieser „Nulllinie“ sollte gleichzeitig eine dauerhafte Regelung in Form einer 
Richtlinie getroffen werden, in der festgelegt wird, welche Investitions- und 
Instandhaltungskosten von der MZH zu tragen bzw. welche von der Gemeinde als 
Verpächterin zu übernehmen sind, damit der Pachtgegenstand in seinem ursprünglichem 
Wert und seiner Attraktivität für die Bevölkerung erhalten bleibt. 
 
… 
 
Hr. Wolfgang Steindl, der nach mehrjähriger Unterbrechung per 1.7.2012 wieder die 
Betriebsleitung der MZH übernommen hat, musste feststellen, dass durch die vorigen Leiter 
sowohl die Instandhaltung des Gebäudes, wie auch die Attraktivität der Einrichtungen, 
gelitten haben. Eine Ursache dieser negativen Entwicklung war die ungeklärte 
Verrechnungssituation zwischen Pächter (MZH) und Verpächter (Gemeinde). Bei der 
Neuübernahme der Leitung musste Hr. Steindl wesentliche Mängel feststellen. Hr. Steindl 
hat dazu die in Beilage ./2 vorliegende Statistik erstellt, aus der hervorgeht, dass die 
Instandhaltungskosten im Jahr 2011 einen Rekordwert von € 76.810,-- erreicht haben, weil 
die MZH alle Instandhaltungs- und Erhaltungsmaßnahme selbst getragen hat, obwohl 
manche dieser Instandhaltungskosten von der Verpächterin zu tragen gewesen wären.  
 
Da die Pächterin Aufwendungen für Instandhaltungs- und Erhaltungsmaßnahmen getragen 
hat, die lt. ABGB von der Verpächterin zu tragen gewesen wären, soll die Kostenwahrheit 
durch die Gewährung eines aO Gesellschafterzuschusses hergestellt werden.  
 
Antrag: 
GR Schiller stellt den Antrag, der Mehrzweckhallenbetriebs GmbH einen aO 
Gesellschafterzuschuss in Höhe von € 75.000,-- zu gewähren.  
 
 
Wortmeldungen:  GR Dr. Luisser, GR Krammer, GR Schiller, GR Glasl, GR Hawliczek 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, der Mehrzweckhallenbetriebs GmbH einen aO 
Gesellschafterzuschuss in Höhe von € 75.000,-- zu gewähren.  
 
 
Abstimmungsergebnis:  mit Stimmenmehrheit angenommen 
dafür:    12 
dagegen:   2 (GR Dr. Gschaider, GR Dr. Luisser)  
Stimmenthaltungen:  1 (GR Krammer) 
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TOP 17: Schulstarthilfe 2013/2014 
 
Wie bereits im letzten Jahr sollen auch heuer wieder Familien (auch Lebensgemeinschaften, 
AlleinerzieherInnen) mit Hauptwohnsitz in Biedermannsdorf mit einem Betrag von € 100,-- 
unterstützt werden. Der Zuschuss wird für SchülerInnen der 1. Klasse Volksschule gewährt 
und kann nur einmal pro SchülerIn in Anspruch genommen werden. 
 
Antrag: 
VZBM Spazierer stellt den Antrag, die Schulstarthilfe in Höhe von € 100,-- für SchülerInnen 
der 1. Klasse Volksschule wie vorgetragen zu beschließen. 
 
Gegenantrag GR Dr. Luisser:  
GR Dr. Luisser stellt den Antrag, die Schulstarthilfe in Höhe von € 100,-- für SchülerInnen 
aller Volksschulklassen zu gewähren.  
 
Wortmeldungen:  GR Dr. Luisser, VZBGM,  
 
Die Vorsitzende lässt in der angeführten Reihenfolge über die Anträge abstimmen:  
1) Gegenantrag GR Dr. Luisser:  
 
Abstimmungsergebnis:  mit Stimmenmehrheit abgelehnt 
dafür:    2 (GR Dr. Gschaider, GR Dr. Luisser)  
dagegen:    13    
Stimmenthaltungen:   0   
 
 
2) Antrag VZBGM Spazierer: 
 
Abstimmungsergebnis:  mit Stimmenmehrheit angenommen 
dafür:    13  
dagegen:    1 (GR Dr. Luisser)    
Stimmenthaltungen:   1 (GR Dr. Gschaider)   
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, die Schulstarthilfe in Höhe von € 100,-- für SchülerInnen der 1. 
Klasse Volksschule wie vorgetragen zu beschließen. 
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TOP 18: Subventionen 
a) Jagdgesellschaft Biedermannsdorf: 
Im Juli wurden die Kupferdachrinnen von der Hubertuskapelle gestohlen. Die 
Jagdgesellschaft hat einen Kostenvoranschlag für neue Dachrinnen (diesmal in Alu braun) 
eingeholt, der sich auf € 1.475,-- beläuft, und ersucht die Gemeinde um finanzielle 
Unterstützung. 
 
Antrag: 
Vbgm. Spazierer stellt den Antrag, der Jagdgesellschaft Biedermannsdorf eine finanzielle 
Unterstützung in Höhe von € 1.475,-- für den Ankauf neuer Dachrinnen zur Verfügung zu 
stellen. 
 
Wortmeldungen: keine 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, der Jagdgesellschaft Biedermannsdorf eine finanzielle 
Unterstützung in Höhe von € 1.475,-- für den Ankauf neuer Dachrinnen zur Verfügung zu 
stellen. 
 
Abstimmungsergebnis:  einstimmig 
dafür:    14  
dagegen:    0    
Stimmenthaltungen:   0  
 
Anmerkung: GGR Dr. Fink war bei der Abstimmung nicht im Raum anwesend. 
 
b) HLW Biedermannsdorf: 
Die HLW Biedermanndorf hat ihre Veranstaltung "30 Jahre HLW" im Perlashof abgehalten. 
Dafür fielen Kosten in Höhe von € 100,-- für das Zelt und € 50,-- für den Verleih der 
Tonanlage an. Die HLW ersucht nun, die Kosten von insgesamt € 150,-- seitens der 
Gemeinde zu subventionieren. 
 
Antrag: 
Vbgm. Spazierer stellt den Antrag, die für die Veranstaltung "30 Jahre HLW" anfallenden 
Kosten in Höhe von € 150,-- (Miete Perlashof und Tonanlage) zu übernehmen. 
 
Wortmeldungen: keine 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, die für die Veranstaltung "30 Jahre HLW" anfallenden Kosten in 
Höhe von € 150,-- (Miete Perlashof und Tonanlage) zu übernehmen. 
 
Abstimmungsergebnis:  einstimmig 
dafür:    14  
dagegen:    0    
Stimmenthaltungen:   0  
 
Anmerkung: GGR Dr. Fink war bei der Abstimmung nicht im Raum anwesend. 
 
c) HLW Biedermannsdorf - Schülerprojekt Klassen 3AF und 3 BF: 
Die oben genannten Klassen starten am 25.10.2013 ihr 11. Kulturtouristik-Benefiz-
Konzertprojekt. Der Gesamterlös kommt wieder dem Kinderhospiz "Sterntalerhof" zugute. 
Zur Abdeckung der Fixkosten (die Gruppe kostet diesmal € 1.000,--) wird die Gemeinde 
ersucht, das Projekt finanziell zu unterstützen. 
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Antrag: 
Vbgm. Spazierer stellt den Antrag, das Kulturtouristik-Benefiz-Konzertprojekt der HLW 
Biedermannsdorf mit einem Betrag von € 200,-- zu unterstützen. 
 
Wortmeldungen: keine 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, das Kulturtouristik-Benefiz-Konzertprojekt der HLW 
Biedermannsdorf mit einem Betrag von € 200,-- zu unterstützen. 
 
Abstimmungsergebnis:  einstimmig 
dafür:    14  
dagegen:    0    
Stimmenthaltungen:   0  
 
Anmerkung: GGR Dr. Fink war bei der Abstimmung nicht im Raum anwesend. 
 
d) Kreuzschwestern Laxenburg - Haus Elisabeth: 
Das Haus Elisabeth veranstaltet am 13.9.2013 einen "Tag der offenen Tür", um 
BesucherInnen und InteressentInnen Leben und Wirken des Alten- und Pflegeheimes "Haus 
Elisabeth" vorzustellen. Im Rahmen dieses Tages soll eine Tombola veranstaltet werden, um 
mit diesem Erlös einen Defibrillator anzuschaffen. Die Kosten dieser Investition belaufen sich 
auf ca. € 900,-- bis € 1.200,--. Um Unterstützung wird ersucht. 
 
Antrag: 
Vbgm. Spazierer stellt den Antrag, den Kreuzschwestern Laxenburg - Haus Elisabeth für die 
Anschaffung eines Defibrillators einen Betrag in Höhe von € 100,-- zur Verfügung zu stellen. 
 
Wortmeldungen: keine 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, den Kreuzschwestern Laxenburg - Haus Elisabeth für die 
Anschaffung eines Defibrillators einen Betrag in Höhe von € 100,-- zur Verfügung zu stellen. 
 
Abstimmungsergebnis:  einstimmig 
dafür:    14  
dagegen:    0    
Stimmenthaltungen:   0  
 
Anmerkung: GGR Dr. Fink war bei der Abstimmung nicht im Raum anwesend. 
 
d) Elterninitiative für anfallkranke Kinder: 
Diese Selbsthilfegruppe hat um eine Sachspende für die Veranstaltung des BE DIFFERENT 
DAYS ersucht. 
 
Antrag: 
Vbgm. Spazierer stellt den Antrag, einen Betrag von € 50,-- als Spende zur Verfügung zu 
stellen. 
 
Wortmeldungen: keine 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, einen Betrag von € 50,-- als Spende zur Verfügung zu stellen. 
 
Abstimmungsergebnis:  einstimmig 
dafür:    15  
dagegen:    0    
Stimmenthaltungen:   0  



37 

TOP 19: Personalangelegenheiten – nichtöffentlicher Teil 
Wird im nicht öffentlichen Teil behandelt.  
 
 
TOP 20: Allfälliges: 
 
GR Dr. Luisser:  
- ersucht um Reparatur des seit März kaputten Solariums.  
- stellt die Frage, ob in der Achauerstraße ein neues Projekt geplant ist. Fr. BGM teilt mit, 
dass nichts Näheres bekannt ist, außer das dort etwas geplant wird.  
-  weiters teilt er mit, dass private Liegenschaftseigentümer in den Unteren Krautgärten ihrer 
Schneeräumverpflichtung nicht nachkommen und ersucht, die Bevölkerung in der GZ an die 
bestehende Schneeräumverpflichtung zu erinnern.  
 
GGR Fausik regt nochmals an, dass vor der Trafik das Parken unterbunden werden sollte.  
 
 
 
Da nichts mehr vorgebracht wird, wird die Sitzung von der Vorsitzenden um  22:16 Uhr. 
geschlossen. 
 
 
 

 


